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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Fr. 3641.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Auguſt 1852., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte und des Chauſſeegeld-Erhebungsrechts in Bezug auf 
den Bau und die Unterhaltung einer Aktien-Chauſſee von Berlin uͤber Alt— 
Landsberg und Strausberg nach Proͤtzel. 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Straße von Berlin uͤber Alt-Landsberg und Strausberg nach 
Proͤtzel durch die zu dieſem Zwecke zuſammengetretene Aktien⸗Geſellſchaft ge= 
nehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs: Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats-Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, Anwendung finden ſollen. 
Zugleich verleihe Ich der genannten Aktien-⸗Geſellſchaft das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach dem fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarife und den darauf bezuͤglichen Vorſchriften. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
en boden Chauſſeepolizei-Vergehen für die in Rede ſtehende Straße Güllig⸗ 
ei n. 8 5 
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(Fr. 3642.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1852., betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte ꝛc. zum Bau der Kreis-Chauſſee von Lauenburg nach 
Leba, von Vietzig an jener Chauſſee weſtlich bis zur Stolper Kreisgrenze 
in der Richtung auf Zezenow, von Vietzig oͤſtlich quer durch den Kreis 
bis zur Grenze des Danziger Regierungsbezirks bei Schluſchow und von 
Lauenburg ſuͤdlich uͤber Zewitz bis zur Stolper Kreisgrenze. 


Nada Ich durch Meinen Erlaß vom 11. Maͤrz 1844. den Bau einer 
Kreis⸗Chauſſee von Lauenburg nach Leba und durch Meinen Erlaß vom heutigen 
Tage den Bau der Kreis-Chauſſeen von Vietzig an jener Chauſſee weſtlich bis 
zur Stolper Kreisgrenze in der Richtung auf Zezenow, von Vietzig oͤſtlich quer 
durch den Kreis bis zur Grenze des Danziger Regierungsbezirks bei Schlu— 
ſchow und von Lauenburg ſuͤdlich uͤber Zewitz bis zur Stolper Kreisgrenze 
genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht in Bezug 
auf die zum Bau erforderlichen Grundſtuͤcke, das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats-Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, ſowie die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee— 
polizei-Vergehen auf die gedachten Straßen Anwendung finden ſollen. Zugleich 
verleihe Ich dem Kreiſe Lauenburg das Recht zur Erhebung von Chauffeegeld 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, ſowie der ſonſtigen darauf bezuͤglichen Vorſchriften. 


Der. gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 14. Auguſt 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den abweſenden 
Finanzminiſter: 


v. d. Heydt. v. Raumer. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


— (Nr. 3643.) 
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(Nr. 3633.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Auguſt 1852., betreffend die Bewilligung der fiska— 
liſchen Rechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Rawicz uͤber Herrnſtadt, Winzig und Steinau nach Luͤben. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau ei 
Chauſſee von Rawicz uͤber Herrnſtadt, Winzig und Steinau nach Luͤben durch 
die zu dieſem Zwecke zuſammengetretene Geſellſchaft genehmigt habe, beſtimme 
Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zur Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, ingleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, auf dieſe Straße Anwendung finden ſollen. Zugleich will Ich der 
genannten Chauſſeebau-Geſellſchaft das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
auf dieſer Straße nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ſowie der ſonſtigen darauf bezuͤglichen Vorſchriften 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen für die ge⸗ 
dachte Straße Gültigkeit haben. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 20. Auguſt 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den abweſenden 
Finanzminiſter: 
v. d. Heydt. v. Raumer. 


An den Minifter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 36433644.) * (Jr. 3644.) 
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(Nr. 3641.) Verordnung, betreffend einige Ergänzungen und Abaͤnderungen des Reglements 
für die Weſtphaͤliſche Provinzial- Feuer ſozietaͤt vom 5. Januar 1836. 
Vom 1. September 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


verordnen, in Beruͤckſichtigung der Antraͤge des Provinzial-Landtages der Pro⸗ 
vinz Weſtphalen, wegen Ergänzung und Abänderung des Reglements fuͤr die 
Weſtphaͤliſche Provinzial⸗Feuerſozietät vom 5, Januar 1836., was folgt: 


Zu H. 18. 

Die Koſten für Aufnahme der Beſchreibungen und Taxen der Gebäude 
werden von der Sozietaͤt getragen, wenn dieſelbe zum Zwecke des Eintritts 
in die Sozietät, auf den Antrag des Eigenthumers der Gebäude, von der 
Ortsbehoͤrde veranlaßt wird; doch bleibt der Eigenthuͤmer zur Tragung 
derjenigen Koſten verpflichtet, welche durch eine von ihm ſelbſt in Gemaͤßheit 
der Verordnung vom 10. Februar 1843. zu H. 15. des Reglements Behufs 
ſofortiger Verſicherung veranlaßte Abſchaͤtzung entſtehen. 

Die Beſchreibungen und Taxen Behufs Erhoͤhung der Verſicherung 
; 11 0 aſſozürter Gebaͤude ſind auf Koſten des Gebaͤude-Eigenthuͤmers zu 
eſchaffen. 

Dieſe Koſten werden nach den Sätzen des Gebuͤhren-Regulativs der Pro⸗ 
vin zial⸗Feuerſozietaͤt, welche mit Genehmigung Unſeres Oberpraͤſidenten nach 
Maaßgabe der Vorſchriften im $. 117. des Reglements anderweit normirt 
werden koͤnnen, berechnet und von der Ortsbehoͤrde feſtgeſetzt; die feſtgeſetzten 
Betraͤge ſind durch die Taxatoren unmittelbar von den Verſicherungsſuchern 
einzuziehen. 5 

Bleiben Koſten dieſer Art ruͤckſtaͤndig, fo hat der Tarator ſich an die 
Direktion zu wenden, auf deren Verfuͤgung dieſelben durch die Steuerkaſſen, 
gleich den oͤffentlichen Abgaben, im Wege der adminiſtrativen Exekution beige— 
trieben werden. 5 


Zu H. 31a. 


Lehmſchindeldaͤcher werden bei Feſtſetzung der Gebaͤudeklaſſe ohne Unter— 
ſchied den Strohdaͤchern gleichgeſtellt. 


Zu H. 32a. 

Apotheken ſind, wenn darin keine Laboratorien, oder ſonſtige in dem 
Reglement als feuergefaͤhrlich bezeichnete Anlagen ſich befinden, den Wohnhaͤu⸗ 
fern gleich zu klaſſifiziren. Die Feuerſozietaͤts-Direktion iſt ermächtigt, die im 
H. 32a. des Reglements als gering feuergefaͤhrlich bezeichneten Gewerbe-Anlagen 
in dem Falle als ſehr feuergefäͤhrliche Anlagen zu behandeln, wenn dieſelben 
ihrer Einrichtung und ihrem Betriebe nach den ſehr feuergefaͤhrlichen . 

gleich⸗ 
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gleichzuſtellen ſind, ſowie umgekehrt die daſelbſt als ſehr feuergefaͤhrlich bezeich⸗ 

neten Gewerbe-Anlagen den gering feuergefaͤhrlichen Anlagen in dem Falle 
leichzuftellen, wenn dieſelben vermöge ihrer Konſtruktion und Benutzung keinen 

er Grad von Feuergefaͤhrlichkeit darbieten, als die gering feuergefaͤhrlichen 
nlagen. 

Auch wird die Direktion ermaͤchtigt, diejenigen Gebaͤude, worin groͤßere 
Quantitaͤten von brennbaren Stoffen aufbewahrt werden, nach Umſtaͤnden den 
gering feuergefaͤhrlichen oder den ſehr feuergefaͤhrlichen Gewerbe-Anlagen gleich 
zu klaſſifiziren. 

Zu H. 33 a. 

In Anſehung der nicht zu den feuergefaͤhrlichen Gewerbe-Anlagen gehoͤ— 
renden Gebaͤude bleibt der Direktion uͤberlaſſen, nach Befinden der Umſtaͤnde 
zu beſtimmen, daß dieſelben, abweichend von den in den vorhergehenden Para- 
graphen des Reglements beſtimmten Klaſſenmerkmalen, in eine hoͤhere oder nie— 
dere Klaſſe geſtellt werden, als diejenige iſt, in welche das betreffende Gebaͤude, 
ſeiner Bauart und Lage nach, ſonſt gehören wuͤrde. f 

Auch wird die Direktion ermächtigt, die Verſicherung nener, nicht nach 
Vorſchrift der Feuer⸗Polizeiordnung eingerichteter Gebaͤude den Umſtaͤnden nach 
abzulehnen, ſowie bereits verſicherte Gebäude fofort im Kataſter zu loͤſchen, 
wenn ſelbige durch baulichen Verfall, Zerſtörung, ſchlechte Einrichtung der 
Feuerungsanlagen, oder aus ſonſtigen Urſachen einen außerordentlichen Grad 
von Feuersgefahr darbieten, oder einer fortwaͤhrenden Abnahme im Werthe 
ausgeſetzt ſind, oder einem Eigenthuͤmer angehoͤren, welcher erwieſener Maaßen 
fahrlaͤſſig mit Feuer und Licht umgeht. 


Zu F. 33 b. 


Gegen jede, von dem gewoͤhnlichen Tarif abweichende Klaſſenerhoͤhung, 
ſowie gegen jede auf Grund der Beſtimmungen zu $. 33a. erfolgte Ablehnung 
einer Verſicherung, imgleichen gegen jede auf Grund jener Beſtimmungen ver⸗ 
fuͤgte Loͤſchung bereits verſicherter Gebaͤude ſteht dem Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer, 
unter Ausſchließung der Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung, nur der 
Rekurs an den Oberpraͤſidenten, und demnaͤchſt an das Miniſterium des In⸗ 
nern zu. 

Zu H. 44. 


Die Verhandlungen uͤber Abſchaͤtzung der Brandſchaͤden werden von dem 
Gemeindevorſtande acht Tage lang zu Jedermanns Einſicht und Prüfung offen 
gelegt. Etwaige Erinnerungen gegen die Richtigkeit der Abſchaͤtzung find ent: 
weder ſchriftlich anzuzeigen oder bei dem Gemeindevorſtande zu Protokoll zu 
geben, und ſodann, unter Einreichung der Abſchaͤtzungsverhandlung, mittelft gut- 
achtlicher Aeußerung des Landraths der Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion zur 
Entſcheidung vorzulegen. 

Zu H. 54. 


Schäden, die an einem bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt aſſoziürten Gebäude 
durch Blitz entſtehen, werden nur dann verguͤtet, wenn der Blitz das verſicherte 
(Nr. 3644.) f g Ge⸗ 
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Gebäude unmittelbar getroffen hat, derſelbe alſo die unmittelbare Urſache 
der Beſchaͤdigung geweſen iſt. 


Zu F. 57. 

Bei totalen Brandſchaͤden ſoll von den Verguͤtungsgeldern die erſte 
Hälfte in laͤngſtens einem Monate nach ſtattgehabtem Brandſchaden, die zweite 
Haͤlfte aber zu zwei gleichen Theilen in der Art gezahlt werden, daß die Zah⸗ 
lung des erſten Theiles mit Ruͤckſicht auf den Fortſchritt des Baues, und die 
Zahlung des letzten Theiles nach gaͤnzlicher Vollendung des Neubaues erfolgt. 


Zu $. 66. 


Statt der Zuſtimmung der Kreisſtaͤnde zu einer von dem Abgebrannten 
nachgeſuchten Entbindung vom Wiederaufbau des abgebrannten Gebaͤudes, ſoll 
fortan nur die Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung 
erforderlich ſein. Im Uebrigen bleiben die Beſtimmungen des H. 66. in Kraft. 


Zu H. 109. * 
Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſoll gebildet werden aus 
a) einem von der Direktion und 
b) einem von dem Intereſſenten zu erwaͤhlenden Schiedsrichter, und 1 
c) einem mit Richtereigenſchaft verſehenen Juſtizbeamten als Obmann, wel— 
cher auf den Vorſchlag des Oberpraͤſidenten von dem Appellations⸗ 
gerichtspraͤſidenten des betreffenden Departements auf drei Jahre zu 
ernennen iſt. Dem Obmann ſoll, wenn er es aus techniſchen Gruͤnden 
fuͤr erforderlich erachtet, freiſtehen, das Gutachten eines hoͤheren techni— 
ſchen Beamten zu erfordern. 


Ruͤckſichtlich der Eigenſchaften der Schiedsrichter behaͤlt es bei der Vor— 
ſchrift im F. 109. des Reglements fein. Bewenden. 

Die Beſtimmungen der Verordnung vom 7. November 1845. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 726.), ſoweit fie die Wahl eines der Schiedsrichter durch 
den Landrath, und beziehungsweiſe durch den Oberbuͤrgermeiſter der Stadt 
Muͤnſter betreffen, treten außer Kraft. 


Zu H. 123. 
Die im H. 122. des Reglements beſtimmten Prämien und Entſchaͤdi— 


gungen werden nur dann von der Sozietaͤt gezahlt, wenn der Brand ein bei 
derſelben aſſozürtes Gebaͤude betroffen hat. 


Zu H. 124. 


Beſchaͤdigungen, welche beim Loͤſchen eines Brandes einem benachbarten 
uͤberhaupt nicht verſicherten Gebaͤude, oder Gelaͤndern, Garteneinfriedigungen, 
Gartenfruͤchten, Baͤumen u. ſ. w. zugefuͤgt werden, ſind von der Sozietaͤt zu 
verguͤten: 

90 wenn nachgewieſen wird, daß die n wodurch die 
Beſchaͤdigungen entſtanden ſind, von dem Beamten, welcher die Loͤſchungs⸗ 
Anſtalten leitete, angeordnet oder von der Nothwendigkeit W 

) wenn 
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2) wenn das in Brand gerathene Gebäude bei der Provinzial = Feuers 
Sozietät verfichert ift, und 

3) wenn im Falle einer Beſchaͤdigung von Geländern, Garteneinfriedigungen, 
Gartenfruͤchten u. ſ. w. die beſchaͤdigten Gegenſtaͤnde dem Gi enthuͤmer 
eines bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt verſicherten Gebaͤudes tn. 


Iſt der Eigenthuͤmer jener Gegenſtaͤnde mit feinen Gebaͤulichkeiten bei 
einer andern Geſellſchaft verſichert, ſo wird die Verguͤtung der an den genann⸗ 
ten Gegenſtaͤnden durch die Loͤſchungsmaaßregeln entſtandenen Beſchaͤdigungen 
aus der Provinzial-Feuerſozietaͤtskaſſe nur dann geleiſtet, wenn die Loͤſchungs⸗ 
Maaßregeln zur Erhaltung eines bei der Provin ial-Feuerſozietaͤt verficherten 
Gebaͤudes angewandt worden ſind, und die Geſe ſchaft, bei welcher der Eigen— 
thuͤmer gedachter Gegenſtaͤnde mit ſeinem Gebaͤude verſichert iſt, nach ihren 
Statuten gleiche Entſchaͤdigung für den Fall gewaͤhrt, wenn beim Loͤſchen eines 
bei ihr verſicherten Gebäudes dem Eigenthuͤmer eines bei der Provinzial⸗Feuer⸗ 
Sozietät verſicherten Gebäudes aͤhnlicher Schaden zugefuͤgt wird. 

Haben aber die Löͤſchungsmaaßregeln mit dazu gedient, eine Gefahr der 
Anzuͤndung von dem anderswo verſicherten Gebaͤude des Eigenthuͤmers der 
beſchaͤdigten Gegenſtände abzuwenden, ſo iſt die Provinzial-Feuerſozietaͤt zu 
einer Verguͤtung des dadurch herbeigefuͤhrten Schadens nicht verpflichtet. 

Ebenſowenig kann der Eigenthuͤmer eines in Brand gerathenen Gebäudes 
eine beſondere Verguͤtung in Anſpruch nehmen, wenn ihm beim Loͤſchen deſſel⸗ 
ben Beſchaͤdigungen an Nebengegenſtaͤnden zugefuͤgt worden ſind. 


Gegeben Sansſouei, den 1. September 1852, 


(. 8) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 3644--3645,) (Nr. 3645.) 
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(Nr. 3645.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. September 1852., betreffend die Publikation der 
Geſetze in den Hohenzollernſchen Landen, die Einfuͤhrung eines beſondern 
Amtsblattes fir den Bezirk der Regierung in Sigmaringen und die Vers 
pflichtung zur Haltung der Geſetz-Sammlung und des Amtsblattes da= 
ſelbſt 


Ws den Anträgen des Staatsminiſteriums in dem Berichte vom 14. d. M. 
beſtimme Ich in Anſchluß an die Verordnung vom 7. Januar d. J. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 35.) hierdurch, 


1) daß in Bezug auf Publikation der Geſetze und auf den Zeitpunkt, mit 
dem ein durch die Geſetz-Sammlung verkuͤndetes, für die Hohenzollern— 
ſchen Lande erlaſſenes Geſetz oder Verordnung die Geſetzeskraft erlangt, 
die Lande Hohenzollern als zur Rheinprovinz gehörig betrachtet werden 
ſollen ($. 2. des Geſetzes vom 3. April 1846. Geſetz⸗Samml. ©. 151.); 

2) daß fuͤr den Bezirk der Regierung zu Sigmaringen in eben der Art, 
wie ſolches fuͤr die verſchiedenen Regierungsbezirke der Rheinprovinz 
durch $. 3. ff. der Verordnung vom 9. Juni 1819. (Geſetz-Samml. 
S. 148. ff.) vorgeſchrieben iſt, ein Amtsblatt erſcheinen ſoll, und 

3) daß die im F. 2. der ebenerwaͤhnten Verordnung bezeichneten Verwal— 
tungsbehoͤrden und Adminiſtrativbeamten, ſoweit fie in den Hohenzollern 
ſchen Landen ſich vorfinden, zur Haltung der, Geſetz-Sammlung und 
des Regierungs-Amtsblattes verbunden ſein ſollen. 


Das Staatsminiſterium hat dieſen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 19. September 1852. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. von der Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin.“ 


An das Staatsminiſterium. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) van 


